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1. Einleitung





Religionspolitik heute – eine Einführung

Viola van Melis/Daniel Gerster

Religionen und Weltanschauungen sind ein Stoff, aus dem Konflikte
gemacht sind: Sie fragen Menschen in ihren Grundüberzeugungen, Le-
bensführungen und existentiellen Belangen an. Sie fordern sie heraus,
Stellung zu beziehen und mit den religiösen wie nicht-religiösen Hal-
tungen und Lebensvollzügen anderer Menschen und Gruppen
umzugehen – kaum ein Thema, das derart Emotionen weckt und Kon-
fliktpotential auch für das Gemeinwesen birgt.1 Das gilt besonders,
wenn sich die religiösen Verhältnisse so grundlegend verändern wie
in vielen westeuropäischen Ländern nach dem Zweiten Weltkrieg.
Die Vielfalt der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften ist
hier seither stark gewachsen, und die Tendenz zur Säkularisierung
hat sich zeitgleich fortgesetzt.2 In Deutschland haben Politik und Ge-
sellschaft dem religiösen Wandel, vor allem aber den daraus resultie-
renden Herausforderungen, lange Zeit zu wenig Beachtung geschenkt.
Zwar traten in den vergangenen Jahren, nicht zuletzt wegen einer
weltweiten Welle von islamistischer Gewalt, Anfragen an den Islam
auf die öffentliche Agenda. Doch im Großen und Ganzen sehen bis
heute nur die wenigsten Religion als ein eigenständiges Feld, das es
politisch zu gestalten gilt. Die Bemühungen einzelner Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler,3 das Thema unter einem positiv gewen-
deten Begriff der ‚Religionspolitik‘ auf die Tagesordnung zu setzen,4

1 Zum Verhältnis von Religion und Konflikt vgl. grundsätzlich Appleby 2000 und
Dalferth/Schulz (Hg.) 2011. Im vorliegenden Band macht u. a. Wißmann, 177–191,
auf die existenzielle Bedeutung von Religion – und damit auf ihre Konflikthaftigkeit –
aufmerksam, wenn er darauf verweist, dass die Religionsfreiheit als „das ‚ganz ande-
re‘ Grundrecht“ (180) auf den ganzen Menschen abhebt und nicht nur auf bestimmte,
äußere Handlungen.
2 Vgl. dazu grundlegend Pollack/Rosta 2015, v. a. 89–239.
3 Im vorliegenden Band wird auf eine generalisierte geschlechtergerechte Schreib-
weise verzichtet. Die Entscheidung darüber wurde den Autorinnen und Autoren selbst
überlassen.
4 Der Terminus ‚Religionspolitik‘ war den fachlichen wie öffentlichen Debatten in
Deutschland lange eher unbekannt. Am ehesten fand man ihn in Verbindung mit den
restriktiven politischen Eingriffen vormoderner Regime oder totalitärer Staaten in der
Moderne. Zur Geschichte des Begriffs und der Herausbildung eines eigenen Politikfel-
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können hier ein neues öffentliches Bewusstsein für die Problematik
wecken.5 Der vorliegende Band möchte dazu einen Beitrag leisten
und weitere öffentliche Debatten anstoßen.

1. Religiöser Wandel und Religionspolitik

Bis heute stolpern Politik und Gesellschaft in Deutschland oft unvor-
bereitet in Konflikte hinein: Ob Minarett- und Moscheebau, Kopftuch
und Kruzifix, kirchliches Arbeitsrecht, Feiertage und Religionsunter-
richt, Blasphemie, Schächten und Beschneidung – Religion im öffent-
lichen Raum polarisiert auf vielfältige Weise. Die meisten Interessen-
konflikte entstehen bekanntlich im Alltag, sei es in der Nachbarschaft,
in Stadtvierteln, Schulen oder Hochschulen, in Vereinen, Behörden oder
Unternehmen. Die Politik reagiert vielerorts konzeptlos, wenn es Streit
um die Rechte, Symbole und Praktiken von Religionsgemeinschaften
gibt – ohne erkennbare politische Ideen, wie sich religiöse Interessen
konstruktiv aushandeln lassen, damit allen das im Grundgesetz garan-
tierte gleiche Recht auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit ge-
währt wird und religiöse Pluralität zu einem Gewinn für die gesamte
Gesellschaft wird. Im Konfliktfall werden stattdessen immer wieder
die Gerichte angerufen. An demokratischen Verfahren und Foren für
die Diskussion und Lösung religionspolitischer Probleme fehlt es in der
Regel.

Im Hintergrund der Konflikte steht unter anderem, dass das Spek-
trum an Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften so groß und
gelebte Religiosität so plural geworden ist wie nie zuvor in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. In deutschen Metropolen sind vor allem
durch die Migration teils mehr als zweihundert Religionsgemeinschaf-
ten anzutreffen.6 Auch in anderen westeuropäischen Ländern ist diese
Vielfalt durch Zuwanderung stark gewachsen. Eine weitgehend ho-
mogen christlich-kirchlich geprägte Religionslandschaft, wie sie die

des vgl. jüngst: Liedhegener/Pickel 2016, darin v. a. 9–13. Zur Entwicklung der neue-
ren religionspolitischen Forschung vgl. auch Anm. 16.
5 Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf die vielfältigen Transferbemühun-
gen, die der Exzellenzcluster ‚Religion und Politik‘ der WWU Münster in den letzten
Jahren unternommen hat. Vgl. http://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/
(24.01.2018).
6 Vgl. Hero/Krech 2011, hier 28/29.
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1950er-Jahre prägte, ist längst passé, ob in Ballungsräumen oder länd-
lichen Regionen. Während beispielsweise 1950 44,3 Prozent der west-
deutschen Bevölkerung katholisch und 51,5 Prozent evangelisch wa-
ren, waren es 2010 nur noch 36,5 beziehungsweise 31,9 Prozent.7

Durch eine stetige Entkirchlichung hat sich zugleich die Zahl der Kon-
fessionslosen erhöht. Seit der Wiedervereinigung im Jahr 1989/90 be-
läuft sie sich auf knapp ein Drittel der Bevölkerung. Diese Gruppe
wurde lange Zeit in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, auch
weil ihr Organisationsgrad – nicht zuletzt aufgrund divergierender
Interessen – gering ist. In den vergangenen Jahren lassen sich jedoch
zunehmend Bemühungen von Einzelpersonen und Organisationen
feststellen, den gesellschaftlichen und politischen Interessen nicht-reli-
giöser Menschen eine Stimme zu verleihen.8 Weitere 5 bis 7 Prozent
der deutschen Bevölkerung gehören anderen Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften an. Darunter finden sich Anhänger des Is-
lams, des Judentums, von Buddhismus und Hinduismus ebenso wie
Vertreter esoterischer und neureligiöser Gruppierungen. Die größte
Gruppe unter den religiösen Minderheiten stellen die rund vier Millio-
nen Musliminnen und Muslime dar, die zurzeit in Deutschland leben.9

Ihre Zahl ist seit Beginn der Arbeitsmigration in den 1960er-Jahren
stetig gestiegen, und die Gruppe der Muslime ist zu einer sozial, poli-
tisch und religiös bedeutsamen Größe herangewachsen, die zuneh-
mend öffentlich registriert wird.10 In dieses Bild des religiösen Wan-
dels gehören schließlich auch die nachlassende sozialmoralische
Prägekraft der Kirchen und die wachsende religiöse Individualisie-

7 Vgl. dazu Pollack/Rosta 2015, 102. Eine detaillierte Zusammenstellung kirchensta-
tistischer Daten lieferte jüngst das Projekt ‚Kirchenstatische Datenreihen‘, das das So-
zialwissenschaftliche Institut der EKD und das Centrum für Religion und Moderne
der WWU Münster gemeinsam getragen haben. Vgl. Pollack/Krüggeler, Kirchenstatis-
tische Zeitreihen von 1949 bis 2010. GESIS Datenarchiv, Köln 2016. ZA8629 Daten-
file Version 1.0.0 (2016), doi:10.4232/1.12652.
8 Zu den aktuellen Konfliktlagen in dieser Frage vgl. exemplarisch Thörner/Thurner
(Hg.) 2016.
9 Vgl. Großbölting 2016, 248–254. Zur Diskussion um die Anzahl der Muslime in
Deutschland vgl. die Studie: Wie viele Muslime leben in Deutschland? Eine Hochrech-
nung über die Anzahl der Muslime in Deutschland zum Stand 31. Dezember 2015,
durchgeführt von Anja Stichs. Weitere Informationen über die verschiedenen isla-
mischen Strömungen sowie über die Anzahl islamischer Organisationen und Mo-
scheen werden beim Religionswissenschaftlichen Medien- und Informationsdienst zu-
sammengefasst, vgl. http://remid.de/info_zahlen/islam/ (13.02.2018).
10 Vgl. dazu u. a. Spielhaus 2011; Mittmann 2011 und Hafez/Schmidt 2015.
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rung. Immer mehr Menschen wählen ihre Religiosität jenseits der
Traditionen, in deren Kontext sie sozialisiert wurden, aus und fügen
zuweilen auch Elemente aus verschiedenen religiösen Angeboten zu-
sammen.11

Historisch betrachtet standen auch Menschen älterer Epochen be-
ziehungsweise in anderen Regionen und Kulturen vor der Herausforde-
rung, das Zusammenleben verschiedener Religionen und Weltanschau-
ungen innerhalb einer politischen Gemeinschaft friedlich zu gestalten.
Im Rückblick ist es die Ausnahme, dass alle Mitglieder einer politischen
Gemeinschaft denselben Glauben haben.12 Die deutsche Bevölkerung
jedoch hat sich bis heute nicht an den Wandel von einer weitgehend
christlich homogenen zu einer religiös heterogenen Gesellschaft ge-
wöhnt. Das ergaben beispielsweise die umfänglichen Erhebungen der
Untersuchung Grenzen der Toleranz. Wahrnehmung und Akzeptanz re-
ligiöser Vielfalt in Europa.13 Die meisten Deutschen sehen demnach die
Religionen der Zugewanderten wenig positiv. Beinahe zwei Drittel fas-
sen religiöse Pluralität als bedrohliche Ursache von Konflikten auf, da-
gegen nur knapp die Hälfte als eine kulturelle Bereicherung. Die Unter-
suchung zeigt eine Ambivalenz gegenüber religiöser Pluralisierung und
ihren möglichen Folgen in großen Teilen der Bevölkerung. Insbesondere
der Islam wird kritisch gesehen, weit mehr als bei den europäischen
Nachbarn in Frankreich, Dänemark oder den Niederlanden. Stärker
als die dortige Bevölkerung sprechen sich Deutsche gegen den Bau von
Moscheen oder Minaretten aus und lehnen es ab, den Anhängern ande-
rer Religionen gleiche Rechte zuzugestehen.14

Die Bevölkerung in Deutschland ist offenbar unzureichend auf Re-
ligionsvielfalt und auf weitreichende Veränderungen im religionspoliti-
schen Feld vorbereitet. Das führt zu Unsicherheiten. Wer gesellschaft-
lich polarisieren will, hat es meist leicht: Fundamentalisten und
Populisten verschiedenster Couleur haben hierzulande – wie inter-
national – längst vorgemacht, wie sich Religion nutzen lässt, um Ängste
zu schüren, um Stimmung gegen gemäßigte politische Kräfte zu ma-
chen, und auch gegen die Mitglieder von Minderheitenreligionen wie

11 Vgl. dazu Krech 2008.
12 Zur Geschichte der religiösen Pluralität, dem Umgang verschiedener Religionskul-
turen mit dem Phänomen und zur aktuellen Lage in Deutschland vgl. Willems u. a.
(Hg.) 2016.
13 Vgl. Pollack u. a. 2014.
14 Vgl. ebd., u. a. 16–19, 27–33 und 125–154.
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Juden und Muslime, die zugleich gegeneinander ausgespielt werden.15

Angesichts von Polarisierungen und Polemiken auch in Deutschland er-
scheint eine systematische und nüchterne öffentliche Befassung mit den
folgenden Fragen umso dringlicher: Wie wollen wir in unserer Gesell-
schaft nachhaltig politisch regeln, dass religiöse Mehrheiten, Minder-
heiten und Konfessionslose friedlich beisammen leben? Wie wollen wir
ihnen gleiche Religionsfreiheit gewähren? Welche Regeln wollen wir für
die individuelle religiöse Praxis, aber auch für die kollektiven Aus-
drucksformen der Religionen finden? Wie gehen wir mit öffentlichen
religiösen Symbolen um? Eignet sich das spezifisch deutsche, historisch
gewachsene Ordnungsmodell einer engen Staat-Kirche-Kooperation
noch? Falls ja, wie ist es unter heutigen Bedingungen neu zu interpretie-
ren? Welchen öffentlichen Status schreiben wir großen und kleinen Re-
ligions- und Weltanschauungsgemeinschaften, den christlichen Kirchen,
dem Islam und anderen religiösen Minderheiten, ebenso wie den Kon-
fessionslosen zu? Ist weiterhin der Körperschaftsstatus angezeigt, mit
dessen Verleihung Religionsgemeinschaften Privilegien erhalten und
den Minderheitenreligionen wie die Zeugen Jehovas nur durch Klage
vor Gericht erlangten? Sollten aus Gründen der gleichen Religionsfrei-
heit gesetzliche Reformen in Politikfeldern wie dem Arbeits-, Sozial-
oder Medienrecht beschlossen werden? Müssen, um dem Prinzip der
gleichen Religionsfreiheit zu genügen, die großen Kirchen einen Rück-
bau ihrer Rechte hinnehmen oder sollen vielmehr die Minderheitenreli-
gionen den Kirchen in Stellung und Rechtsstatus gleichgestellt werden?
Nicht zuletzt: In welchen Verfahren und Foren lassen sich politische
und gesellschaftliche Debatten und Entscheidungsprozesse organisie-
ren, damit Religionskonflikte künftig früher und friedlicher gelöst wer-
den können?

Die Autorinnen und Autoren dieses Bandes aus Wissenschaft, Poli-
tik, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften geben vielfältige
Antworten auf diese und weitere Fragen. Sie behandeln unterschied-
lichste aktuelle religionspolitische Konflikte, filtern die dahinterliegen-
den historischen Linien sowie normativen und systematischen Grund-
satzfragen heraus und bieten erste Lösungsansätze an, auch im
internationalen Vergleich. Im Hintergrund steht ein Verständnis von
Religionspolitik als einem Feld von „politischen Prozesse[n] und Ent-

15 Zum Konfliktpotential in Deutschland vgl. jüngst das Bändchen: Orth/Resing
(Hg.) 2017.
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scheidungen, in denen die religiöse Praxis von Individuen einschließlich
ihrer kollektiven Ausdrucksformen sowie der öffentliche Status, die
Stellung und die Funktionen von religiösen Symbolen, religiösen Prakti-
ken und Religionsgemeinschaften in politischen Gemeinwesen geregelt
werden“.16 Kennzeichnend für die Situation in Deutschland war hierbei
lange Zeit, dass religionspolitische Konflikte, die eigentlich politischer
Gestaltung bedurft hätten, in vielen Fällen vor Gerichten landeten. Da-
mit wurden zwar viele Einzelfälle rechtlich entschieden, aber nicht die
dahinterliegenden gesellschaftlichen Grundkonflikte in der Tiefe behan-
delt.17 Die Lage ändert sich jedoch allmählich, beispielsweise durch eine
Politisierung auf Seiten der Religionen: Lobbyisten muslimischer Grup-
pen etwa fordern erheblich lauter als noch vor wenigen Jahren Zugang
zu denselben öffentlichen Ressourcen wie die christlichen Kirchen, ins-
besondere zum Status der Körperschaft öffentlichen Rechts.18 Zugleich
lehnt eine religionskritische Öffentlichkeit vernehmlich religiöse Prakti-
ken wie das Kopftuchtragen oder die Beschneidung ab.19 Insgesamt
dürfte der Ruf nach religionspolitischen Reformen lauter werden, zu-
mal sich auch nicht-religiöse Gruppierungen wie die Humanisten stär-
ker organisieren, eine Privilegierung der Kirchen beklagen und ähnliche
Rechte für Konfessionslose verlangen.20

Lange war die Religionspolitik als klar umrissenes Politikfeld in
Bund, Ländern und Kommunen nur mit der Lupe zu finden. Wer dort

16 Willems 2001, 137. Vgl. dazu in diesem Band auch den Beitrag von Willems,
38–69. Die deutschsprachige Politikwissenschaft diskutiert seit etwa der Jahrtausend-
wende das Konzept der ‚Religionspolitik‘. Vgl. dazu grundlegend Willems 2001; ders.
2004; sowie ders. 2008. Dass zu der Zeit Aufmerksamkeit für das Thema aufkam,
belegen weitere Veröffentlichungen. Vgl. u. a. Siegele-Wenschkewitz u. a. 2000 und
Schieder 2001. In jüngster Zeit wird das Thema erneut behandelt, vgl. dazu u. a. das
Sonderheft der Zeitschrift für Politik 61,2 (2014), darin besonders: Liedhegener 2014;
sowie Liedhegener/Pickel (Hg.) 2016.
17 Vgl. dazu u. a. Reuter 2014 sowie in diesem Band u. a. die Beiträge von Gutmann,
162–173, Wißmann, 177–191 und Reuter, 192–200.
18 Zur Konflikthaftigkeit dieser Vorgänge vgl. z. B. von Scheliha 2016. Vgl. dazu im
vorliegenden Band auch den Beitrag von Leggewie, 297–313. Die Forderung nach
demselben Zugang zu öffentlichen Ressourcen findet sich beispielhaft bei Khallouk,
428–436, und Majoka, 418–422.
19 Beispielhaft diskutiert wird dies in diesem Band u. a. für das Kölner Beschneidungs-
urteil, vgl. Heimbach-Steins, 141–161, und Ademi, 347–364, sowie für die sogenann-
ten ‚Burka‘ -Verbote, vgl. Spohn, 314–330.
20 Vgl. dazu z. B. das Papier von Bauer/Platzek 2015 sowie in diesem Band die Bei-
träge von Bauer, 411–417, und Schmidt-Salomon, 443–447.
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im Hintergrund nachfragte, wurde auf benachbarte Politikfelder, die
Bildungs-, Integrations- oder Kulturpolitik verwiesen, in denen man-
ches mit verhandelt werde. Das politische Gewicht der religionspoliti-
schen Sprecherinnen und Sprecher der Parteien erschien gering, manche
wurden dann jedoch in ihren Reihen zu Vorreitern: Diejenigen, die sich
dort heute dezidiert mit Religionsfragen befassen, tun dies weit kennt-
nisreicher und differenzierter, als es noch vor fünf Jahren geschah.
Nicht zuletzt unter dem Druck populistisch geschürter Islamfeindlich-
keit sehen sich nun die meisten Mitglieder herkömmlicher Parteien ge-
fordert, ihre jahrzehntelange Zurückhaltung aufzugeben, öffentlich
über die Kirchen und Religionsgemeinschaften zu sprechen, und treffen
mehr oder weniger deutliche religionspolitische Aussagen. Parteiintern
sind teils starke Differenzen zu sehen. Konfliktlinien verlaufen eher zwi-
schen religionsfreundlich und -feindlich Gestimmten, Allianzen entste-
hen über Parteigrenzen hinweg.21

Der Exzellenzcluster ‚Religion und Politik‘ der Westfälischen Wil-
helms-Universität Münster (WWU), der seit 2007 das Spannungsfeld
von Religion und Politik fächerübergreifend von der Antike bis in die
Gegenwart untersucht, hat in den vergangenen Jahren wiederholt pro-
grammatische Akzente im Feld der Religionspolitik und Integration re-
ligiöser Vielfalt gesetzt und sich um den Transfer der interdisziplinären
Forschungsergebnisse in Politik, Religionen, Medien und Öffentlichkeit
bemüht.22 Ein Beispiel dafür ist die Ringvorlesung Religionspolitik heu-
te, die der Exzellenzcluster gemeinsam mit dem Centrum für Religion
und Moderne im Sommersemester 2016 organisierte.23 Die Reihe er-
fuhr viel mediale Resonanz und zog manches öffentliche parteipoliti-

21 Zur Haltung der verschiedenen Parteien vgl. in diesem Band den Beitrag von von
Scheliha, 116–138. Zur Situation zu Beginn des Jahrtausends vgl. Siegele-Wenschke-
witz u. a. 2000. Zu den Positionen der im Deutschen Bundestag während der 18.
Wahlperiode (2013–2017) vertretenen Parteien vgl. das Kapitel Religionspolitische
Akteure und ihre Positionen dieses Bandes.
22 Davon zeugt das nachhaltige Medienecho, das Publikationen, Dialogveranstaltun-
gen und Medienangebote des Exzellenzclusters im Themenfeld Religionspolitik in den
vergangenen Jahren bundesweit hervorriefen. Vgl. dazu die chronologisch aufgeführ-
ten Medienbelege unter: www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/presse/presse-
schau/index.shtml (24.01.2018).
23 Zum Programm der Ringvorlesung Religionspolitik heute. Problemfelder und Per-
spektiven in Deutschland vgl. die weiterführenden Informationen auf der Homepage
des Exzellenzclusters ‚Religion und Politik‘: http://www.uni-muenster.de/Religion-
und-Politik/aktuelles/2016/apr/PM_Ringvorlesung_Religionspolitik_heute.html
(21.11.2017).
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sche Statement nach sich. Der vorliegende Sammelband basiert wesent-
lich auf den Vorträgen und ihren Kommentierungen in der Ringvor-
lesung sowie auf den Beiträgen in Podiumsdiskussionen, die die Reihe
als zweites Dialogformat integrierte.

2. Die Beiträge des Bandes

Der vorliegende Band verfolgt angesichts der skizzierten religiösen
Gemengelage ein doppeltes Anliegen: Er versteht sich einerseits als
Momentaufnahme, in der verschiedene Problemfelder der aktuellen
Religionspolitik in Deutschland vermessen werden, ohne freilich the-
matische Vollständigkeit zu beanspruchen. Zum anderen will der
Band Perspektiven für den Umgang mit den religionspolitischen
Herausforderungen unserer Zeit aufzeigen. Weil weder Wissenschaft
noch Politik und Religionen alleine Lösungen für komplexe Lagen
finden können, kommen im Buch Vertreterinnen und Vertreter aus
allen drei Feldern zu Wort: Auf die Einleitung (1) folgen Beiträge von
Autorinnen und Autoren aus der Geschichts-, Rechts-, Politik-, Reli-
gions- und Kommunikationswissenschaft sowie aus den christlichen
und islamischen Theologien, der Soziologie und der Philosophie. Sie
beleuchten zunächst die Geschichte und Merkmale deutscher Reli-
gionspolitik im internationalen Vergleich (2). Darauf folgen interdis-
ziplinäre wissenschaftliche Analysen unter dem Titel Religionspoliti-
sche Diskussionsfelder (3) sowie Untersuchungen über Aktuelle
religionspolitische Konflikte (4). Zum Schluss versammelt der Band
Religionspolitische Akteure und ihre Positionen (5), die vielfältige re-
ligionspolitische Einschätzungen aus ihren Tätigkeiten in Politik, Reli-
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften in Deutschland abgeben.
So entsteht ein breiter inter- und transdisziplinär zusammengesetzter
Fächer an differenzierten Beiträgen. Ihre eingehende Lektüre legt die
Einsicht nahe, dass im Feld der Religionspolitik selbst sachbezogene
Analysen offenbar nur schwer ohne eine eigene normative Ausrich-
tung auskommen – lediglich benennen manche Autorinnen und Auto-
ren die wertegebundene Orientierung ihrer Darlegungen expliziter als
andere.

Zu Beginn des Bandes zeichnet der Politikwissenschaftler Ulrich
Willems, ausführlicher als es diese Einleitung leisten kann, die Grund-
lagen und die wesentliche Ausrichtung der Religionspolitik in Deutsch-
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land nach. Er kritisiert, wie bereits an anderer Stelle,24 eine Bevor-
zugung von Christentum und Kirchen und fordert öffentliche Debatten
zur Bearbeitung der aktuellen Herausforderungen ein. Wer die Kon-
fliktlinien der deutschen Debatten verstehen möchte, kommt nicht
umhin, die Genese der gewachsenen Spezifika des hiesigen religions-
politischen Regimes zu studieren und sie ins Verhältnis zu den Entwick-
lungen in anderen Ländern zu setzen. Im Kapitel Geschichte und Merk-
male deutscher Religionspolitik im internationalen Vergleich umreißt
der Zeithistoriker Thomas Großbölting zunächst die Entstehung und
Entwicklung des religionspolitischen Regimes in der jungen Bun-
desrepublik. Er legt dar, wie die religionsrechtlichen Regelungen der
Weimarer Reichsverfassung Übernahme in das Grundgesetz fanden,
und bettet dies in die politische Kultur und Mentalität der späten
1940er- und 1950er-Jahre ein, auf denen der religionspolitische Kon-
sens der Bundesrepublik fußt.25 Der Autor beleuchtet kritisch das
geschichtswissenschaftlich etablierte Narrativ von der ‚Rechristianisie-
rung‘ nach 1945 und verdeutlicht, wie es mit Hilfe der Christdemo-
kratie zu einer ‚hinkenden Trennung‘ von Staat und Kirche kam.26 Der
Philosoph Hermann Lübbe unternimmt es im Anschluss, das religions-
politische Regime in Deutschland und seine geschichtlich gewachsenen
Spezifika mit dem US-amerikanischen Arrangement zu vergleichen. Er
verweist in seinen bis in die Zeit der Aufklärung zurückgreifenden Aus-
führungen auf die größere Offenheit des amerikanischen Systems ge-
genüber neuen Glaubensrichtungen, die stärker ausgeprägte Zivilreli-
gion in den USA und die ‚wachere‘ amerikanische Wahrnehmung
religiöser Faktoren in politischen Krisen. Lübbe warnt im deutschen
Fall davor, Zuwanderungsreligionen wie den Islam zu verpflichten,
sich analog zum Staatskirchenrecht zu organisieren. Er rät zudem da-
von ab, eine religionskulturelle Integration erlangen zu wollen, in der
„Besonderheitsprofile“ (110) religiöser Traditionen aufgegeben werden

24 Vgl. dazu u. a. Willems 2001; ders. 2004; sowie ders. 2008.
25 Zu detaillierten Darlegungen vgl. Großbölting 2013. Es handelt sich um die erste
historische Gesamtschau über Glauben in Deutschland nach 1945.
26 Eine umfangreiche Darstellung der Geschichte der deutschen und europäischen Re-
ligionspolitik will dieser Band nicht leisten. Einen solchen historischen Abriss bietet
z. B. Doering-Manteuffel/Nowak (Hg.) 1999. Es handelt sich hierbei um eines der ers-
ten Bücher in Deutschland, das den Begriff ‚Religionspolitik‘ neutral verwendet. Der
Begriff der „hinkenden Trennung“ stammt ursprünglich von dem Weimarer Verfas-
sungsrechtler Ulrich Stutz, der damit bereits 1926 das ungleichmäßige Verhältnis von
Staat und Kirchen beschrieb; vgl. dazu den Beitrag von Großbölting, 73–95.
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müssen. Wenn etwa auf ein Verbot des Kopftuchtragens auch das Ver-
bot des Ordensschleiers folge, sei diese Verpflichtung zum Verzicht auf
öffentliche Bekundung von Besonderheit „schadensträchtig“ – sowohl
für die alten wie für die zugewanderten Kulturen.27 Weitere Merkmale
der deutschen Religionspolitik arbeitet der Theologe und Sozialethiker
Arnulf von Scheliha in seiner Analyse der religionspolitischen Positio-
nierungen der Parteien im Bundestagswahlkampf 2017 heraus. Er fin-
det darin viel „ideenpolitisch motivierte Geschichtsdeutung“ (120), ein-
hellige Bekenntnisse zur Religionsfreiheit sowie sehr unterschiedliche
Auffassungen zum Islam. Von Scheliha weist auf die grundsätzlichen
Grenzen des politischen Gestaltungsspielraums hin, nicht zuletzt auf-
grund einer größeren Nähe von Religionen zur Zivilgesellschaft als zu
staatlichen Ebenen, und resümiert, dass „in der Religionspolitik durch-
aus eine gewisse Bewegung herrscht, aber immense Beschleunigungen
nicht zu erwarten sind“ (135).28

Die Prognose schließt an die eingangs formulierte Beobachtung an,
dass die Transformation der religiösen Landschaft in Deutschland (bis-
her) nicht zu gravierenden Umwälzungen im religionspolitischen und
religionsrechtlichen Gefüge geführt hat, wohl aber eine wachsende
Zahl einzelner Konflikte und Debatten ausgelöst hat, die eine systema-
tische Befassung mit den dahinterliegenden Grundsatzkonflikten immer
dringlicher werden lassen. Einige von ihnen kommen im vorliegenden
Band zur Sprache.

Mit dem Menschenrecht auf Religionsfreiheit und dem Körper-
schaftsstatus werden im dritten Kapitel, das große religionspolitische
Felder im Debattenformat der vorangegangenen Ringvorlesung von
Vortrag und Kommentar abbildet, Grundsatzfragen angesprochen, die
gerade in den vergangenen Jahren angesichts der lauter eingeforderten
Rechte von Muslimen virulent geworden sind. Die Sozialethikerin Ma-
rianne Heimbach-Steins stellt in ihrem Beitrag das Recht auf Religions-,
Weltanschauungs- und Gewissensfreiheit als „konstitutiven Bestandteil
der Freiheitsrechte jedes Menschen“ (143) dar, das den Glauben des
Einzelnen genauso schützt wie die individuelle und gemeinschaftliche
Religionsausübung, die positive ebenso wie die negative Religions-

27 Als Ausweis für die jahrzehntelange Beschäftigung von Lübbe mit dem Thema Re-
ligion sei hier auf seine Standardwerke verwiesen, vgl. ders. 1965 und ders. 1986.
Zum Thema Religionspolitik vgl. u. a. den Band Besier/Lübbe (Hg.) 2005.
28 Vgl. zum Thema ferner Siegele-Wenschkewitz u. a. 2000.
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freiheit. Das Menschenrecht sei jedoch in religiös und weltanschaulich
pluralen Gesellschaften aus zwei Richtungen gefährdet: aus dem Ver-
dacht heraus, es diene bloßen Partikularinteressen oder Privilegien,
und aufgrund des Versuches, Religionsfreiheit tatsächlich partikular
für religiöse Interessen zu vereinnahmen oder politisch zu instrumenta-
lisieren. Die Autorin appelliert an alle religionspolitischen Akteure in
Staat und Gesellschaft, das Recht auf Religionsfreiheit vehement zu ver-
teidigen.29 Thomas Gutmann pflichtet ihr in seiner Replik aus rechts-
wissenschaftlicher Perspektive grundsätzlich bei: Dieses Recht dürfe
„als grundlegende Dimension menschlicher Freiheitsentfaltung in einer
liberalen Gesellschaft“ (162) nicht zur Disposition gestellt werden. Zu-
gleich unterstreicht er, die Religionsfreiheit sei eine Errungenschaft des
säkularen Staates, und dessen weltanschauliche Neutralität sei ihre
Voraussetzung. In der Folge zeigt Gutmann an Beispielen auf, inwiefern
die Religionsfreiheit in Konkurrenz zu anderen Rechtsgütern steht, und
arbeitet damit ihre Grenzen heraus. Als „fragiles Gut“ bezeichnet er die
gleiche Glaubensfreiheit: In der Praxis sieht er Defizite in der Gleich-
behandlung aller Religionen und „starke Tendenzen, […] die Hege-
monie des organisierten Christentums zu verteidigen“ (166).30

Auch der Staatsrechtler Hinnerk Wißmann nimmt die Religionsfrei-
heit zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen. Sie sei „kein bei sich
bleibendes Grundrecht, sondern Grundbaustein eines freiheitlichen Ge-
meinwesens“ (190). Die daraus resultierende Kooperation von Staat
und Religion im religionsfreundlich-neutralen Verfassungsstaat benö-
tige notgedrungen eine Form. Die Verleihung des Körperschaftsstatus
in Deutschland sieht Wißmann als eine Möglichkeit der Organisation,
deren Zukunftsfestigkeit sich angesichts zunehmender religiöser Plura-
lität beweisen müsse.31 In jedem Fall solle der Automatismus von Son-
derregelungen für Religionsgemeinschaften mit Körperschaftsstatus,
die viel diskutierten „Privilegienbündel“ (185), auf seinen funktionalen
Grund hin überprüft werden. So könnten bestimmte Rechte heraus-
gelöst und auf Antrag auch Religionsgemeinschaften ohne Körper-
schaftsstatus gewährt werden. Wißmann betont, „der Anspruch auf
Gleichbehandlung aller Religionen ist nicht durch Gleichförmigkeit ein-
zulösen.“ (190) Astrid Reuter schließt sich aus religionswissenschaftli-

29 Vgl. ferner Heimbach-Steins 2012.
30 Vgl. ferner Gutmann 2012.
31 Vgl. dazu u. a. auch Wißmann 2015.
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cher Perspektive dem Urteil von Wißmann grundsätzlich an, indem sie
die Debatte um den Körperschaftsstatus als einen „Scheinriesen“ (199)
bezeichnet. Der Körperschaftsstatus stehe in der Debatte symbolisch für
das, was am herkömmlichen staatskirchenrechtlichen System als drin-
gend reformbedürftig, wenn nicht abschaffungswürdig gelte. Sie fordert
eine weniger aufgeregte Diskussion und die Bereitschaft zu Kompromis-
sen und Übergangslösungen in einzelnen religionspolitischen Hand-
lungs- und Problemfeldern.32

Drei große Handlungsfelder mit religionspolitischem Gestaltungs-
bedarf beleuchten die weiteren Beiträge des dritten Kapitels: den Wohl-
fahrtsstaat, das Arbeitsrecht und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.
Der Politikwissenschaftler Philip Manow zeigt religiöse Einflüsse auf
die europäischen Wohlfahrtsstaaten im historischen Vergleich auf und
leitet eine indirekte, durch das jeweilige Parteiensystem vermittelte Kor-
relation zwischen den konfessionellen Verhältnissen eines Landes und
der Art seines Wohlfahrtsstaatsregimes ab. Die entwickelten Wohl-
fahrtsstaaten des Westens und besonders der deutsche seien somit nach-
haltig religiös geprägt, und die heutige institutionelle Gestalt und die
Verteilungseffekte der Sozialstaaten seien ohne diese Erkenntnis nicht
zu verstehen. Daraus ergeben sich allerdings, so der Autor, keine grund-
sätzlichen Pfadabhängigkeiten für die heutigen Anpassungsproblema-
tiken.33 Aus soziologischer Perspektive schließt sich Karl Gabriel dieser
Diagnose prinzipiell an, erweitert aber den politikwissenschaftlichen
Befund in Anlehnung an Franz-Xaver Kaufmann durch den Blick auf
die religionskulturelle Prägung der „Tiefengrammatik des Sozialstaats“
(227). Die konfessionelle Prägung wohlfahrtsstaatlicher Leitbegriffe in
Deutschland erweise sich als sehr beständig.34 Ihr Kern liegt nach Ga-
briel darin, dass dem Staat Verantwortung für das soziale Schicksal sei-
ner Bürger zugeschrieben und auf Wertideen von Solidarität und Sub-
sidiarität rekurriert werde.

Wie stark historisch gewachsene Strukturen das religionspolitische
Gefüge in Deutschland prägen und Änderungen dadurch oft nur zäh in
Gang kommen lassen, zeigt sich auch beim kirchlichen Arbeitsrecht, das
der protestantische Sozialethiker Hartmut Kreß einer Überprüfung mit

32 Vgl. ferner Reuter 2014.
33 Von den unzähligen Publikationen von Manow zum Thema sei hier nur hingewie-
sen auf: ders. 2008.
34 Vgl. ferner Gabriel u. a. (Hg.) 2013 sowie Kaufmann 2015. Vgl. jüngst auch Ga-
briel/Reuter (Hg.) 2017.
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